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Nur wer arbeitet,

soll auch essen?

Es droht eine weitere Schwächung der Ehe, warnt Sylvia Pantel V O N M A R C O F E T K E
V O N P E T E R S C H A L L E N B E R G

Seit Wochen wird in Deutschland über die
Einführung des Bürgergeldes als Ersatz für
die bisherige Hartz-IV-Regelung gestritten,
die wiederum unter der Regierung Schrö-
der 2005 an die Stelle des Arbeitslosen-
geldes und der Sozialhilfe trat. Es ist wich-
tig, so umständlich anzufangen, und zu-
gleich auch daran zu erinnern, dass es vor
1960 praktisch keine staatliche Sozialhilfe
als Grundsicherung gab, um die Debatte zu
begreifen, die auch mit Argumenten aus
der katholischen Soziallehre geführt wird.
Denn hier verflechten sich Hilfe im Fall
von Arbeitslosigkeit – zur Überbrückung
bis zur neuen Arbeit bedacht – und eine
Art Bürgergeld als Grundeinkommen ohne
Arbeit: das macht die Sache so brisant.
Denn, so das Argument von CDU/CSU
gegen die von der Ampel-Koalition beab-
sichtigte Einführung des Bürgergeldes
ohne umständlichen Nachweis der Bedürf-
tigkeit: Die Anreize zur Arbeit gehen ver-
loren. Brutaler ausgedrückt: Der Anreiz
zur Faulheit auf Kosten der arbeitenden
Mitmenschen ist groß! Die Diskussion
hierüber gibt es seit Einführung der ersten
Reichsfürsorge in der Weimarer Republik
1924; damit war aber für die Hilfsbedürf-
tigen kein Rechtsanspruch verbunden. Erst
1954 entschied das Bundesverwaltungs-
gericht, dass es einen solchen Anspruch
auf Fürsorge aufgrund der Menschenwür-
de und der freien Entfaltung der Persön-
lichkeit gibt. So kam es 1961 zum Bundes-
sozialhilfegesetz. Und immer steht zur
Debatte: Wie viele Menschen liegen mög-
licherweise unberechtigt in der „sozialen
Hängematte“, obwohl sie arbeiten könnten?
Der Apostel Paulus, aus dessen zweitem
Thessalonicherbrief wir letzten Sonntag
„Wer nicht arbeiten will, soll auch nicht
essen!“ hörten, hilft da nicht viel weiter.
Zunächst: In der Bibel gibt es nur sehr be-
grenzte Hinweise zur Sozialethik, wie
überhaupt die Heilige Schrift auf viele mo-
derne Probleme der Ethik keine Antwort
gibt. Der Katholik ist darüber nicht weiter
beunruhigt, weil er sich der Kirche und
ihrem Lehramt in Sachen Glaube und
Moral anvertraut, denn schließlich ist ja
auch die Bibel und ihre Zusammenstellung
ein Werk der Kirche. Und die Kirche ver-
sucht, etwa im Feld der Sozialethik und
der Sozialgesetzgebung, sich und den
Gläubigen eine Meinung zu bilden und in
Dialog mit Ökonomen und Finanzethikern
zu treten, um eine gute Lösung zu empfeh-
len. In unserem Fall des Bürgergeldes ist
die katholische Soziallehre zunächst un-
entschieden: Zwar ist die Arbeit des Men-
schen nach katholischer Lehre eine Pflicht
zur Entfaltung der Talente und der Per-
sönlichkeit, aber das ist nicht einfach auf
Erwerbsarbeit zu reduzieren. Viele Men-
schen arbeiten nämlich ehrenamtlich und
unentgeltlich oder in der Familie und
Pflege; manch andere sind tatsächlich
kaum belastbar und sollen trotzdem men-
schenwürdig leben können. Und daher ist
am Ende ein Bürgergeld für jeden als
Grundsicherung nicht unmoralisch, aller-
dings unter Anrechnung privaten Vermö-
gens. Aber zweierlei ist auch klar: Dem
Fachkräftemangel ist damit nicht beizu-
kommen. Und mindestens ebenso wichtig:
Paulus und das Neue Testament sind kaum
hilfreich für Diskussionen der Sozialethik.
Eher der uns von Gott geschenkte Men-
schenverstand.

Der Autor ist Direktor der Katholi-
schen Sozialwissenschaftlichen Zent-
ralstelle (KSZ) in Mönchengladbach.
Die Kolumne erscheint in Kooperation
mit der KSZ.
1963 veröffentlichte die große US-amerika-
nische Feministin Betty Friedan ihr wohl
bekanntestes Werk „The Feminine Mys-
tique“ oder zu Deutsch: „Der Weiblichkeits-
wahn“. In dem Buch, das den Beginn der
zweiten Welle der Frauenbewegung mar-
kierte, wehrte sich Friedan gegen die Vor-
stellung, dass die Frau vor allem als Haus-

Preis ihrer Eingliederung in den kapitalisti-
schen Arbeitsmarkt erkauft – samt damit
einhergehender persönlicher Verwerfun-
gen. Die nächste Stufe des Feminismus im
Sinne Friedans sollte dieses Umschlagen
der Situation der Frau in ihr Gegenteil
überwinden und ihr wahrhaftige Freiheit
schenken.

Der in Deutschland nicht nur das wirt-
schaftliche Wachstum, sondern auch die Fi-
nanzierung der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung und der Rente zunehmend gefähr-
dende Fachkräftemangel macht diese Be-
grenzung in Augen vieler Kritiker geradezu
obsolet.

meinnützigen „Stiftung für Familienwerte“
jedoch, dass der Staat von der Ehe als Ver-
antwortungsgemeinschaft mit ihren auf ein
ganzes Leben ausgerichteten Versorgungs-
und Sorgeverpflichtungen profitiere, wäh-
rende eine Abschaffung des Ehegattensplit-
tings das Wirtschaftsmodell Ehe schlechter
stellen würde als Unternehmen.
frau und Mutter zu existieren habe. Als
Friedan im Jahr 1981, fast zwei Jahrzehnte
später, „The Second Stage“ veröffentlichte,
hatte sich das Bild der Frau in den USA be-
reits verändert. Nicht nur zum Besseren,
wie Friedan aufzeigte.

Die „Durchkapitalisierung“
der Ehe

Denn den „Weiblichkeitswahn“ habe eine
„Feminist Mystique“, also ein „Feminis-
muswahn“, ersetzt, der Frauen geradezu ins
Berufsleben dränge und solche, die sich be-
wusst dagegen entscheiden, abwerte. Frie-
dan sah die Befreiung der Frau als um den
Das hehre bis utopische Ziel Friedans ge-
riet jedoch ins Hintertreffen. Anstelle des
Einsatzes für echte Wahlfreiheit trat einer-
seits feministische Realpolitik und anderer-
seits Intersektionalität und Gendertheorie.
In Deutschland gibt es mit dem Ehegatten-
splitting seit 1958 ein steuerpolitisches
Instrument, das immerhin die Macht des
Arbeitsmarktes über die Freiheit der Frau
wie des Mannes, zwischen Beruf, Familie
oder hybrider Lebensform zu wählen, durch
steuerliche Gleichbehandlung der Ehepart-
ner begrenzt. Eine am grundrechtlichen
Schutz der Ehe orientierte Funktion, die
auch das Bundesverfassungsgericht in
Karlsruhe anerkennt.
Wahlfreiheit wird gegen
Produktivität ausgespielt

So plädierte DGB-Chefin Yasmin Fahimi
zuletzt gegenüber der „Rheinischen Post“
dafür, „Erwerbsarbeit und Weiterbildung
für Frauen attraktiver zu machen“. Der den
Eheleuten mit Gehaltsunterschieden durch
das Ehegattensplitting gewährte Steuervor-
teil sei ein Anreiz für viele Frauen, ihre Er-
werbsarbeit nicht auszuweiten und in
einem Teilzeitjob zu verharren, so Fahimi.
Im Gegenzug fordert sie „eine gut ausge-
stattete Kindergrundsicherung“.

Im Gespräch mit der „Tagespost“ betont
Sylvia Pantel, Geschäftsführerin der ge-
„Die Abschaffung des Ehegattensplittings
ist ein weiterer Versuch, die Ehe noch mehr
zu schwächen und zusätzliche Gelder für
den Staat zu generieren“, sagt Pantel. Um
Frauen Unabhängigkeit während der Erzie-
hung kleiner Kinder zu verschaffen, wäre
stattdessen eine Verlängerung und teilweise
Erhöhung des Elterngeldes in Betracht zu
ziehen. Zudem gelte es, flexible Arbeitszei-
ten zu ermöglichen sowie den Erwerb zu-
sätzlicher Kompetenzen im Laufe der Er-
ziehungsphase anzuerkennen und so – auch
im Hinblick auf Demografie und Fachkräf-
temangel – „bessere Rahmenbedingungen
für Familien zu schaffen und keine schlech-
teren“.
Deal“ unsere Unternehmen?
Die CDU fürchtet eine überbordende Bürokratisierung V O N H E I N R I C H W U L L H O R S T

B
edeuten die von der EU geplan-
ten Taxonomie-Regeln das Ende
der freien Unternehmensfinan-
zierung? Mit dieser Frage befass-

te sich die Mittelstands- und Wirtschafts-
union der CDU bei einer Podiumsveran-
staltung mit hochrangigen Experten. „Die
Taxonomie ist Teil des European Green

Podiumsteilnehmer. Insbesondere die
überbordende Bürokratie der Klassifizie-
rung sorgt für Befürchtungen auf allen Ebe-
nen. Iris Bethge-Krauß ist die Hauptge-
schäftsführerin des Bundesverbandes Öf-
fentlicher Banken Deutschlands: „Viele
Banken wie Unternehmen wissen heute
noch gar nicht so richtig, was da auf sie zu-

telständisches Familienunternehmen be-
reits jetzt stark zu spüren“, berichtete
Karsch. Die Firma produziert Kupfer-Lack-
Drähte, die in vielen Bereichen der erneuer-
baren Energie erforderlich sind. Das Prob-
lem: Die Produktion verursacht Emissio-
nen. Die Folge: Das Unternehmen ist daher
nicht taxonomiefähig. Die Befassung mit

der er vorwirft, viele Jahre lang das Thema
der überbordenden Bürokratie nicht ausrei-
chend zur Sprache gebracht zu haben. „Es
fehlt an einer wirklichen Industrie- und
Wirtschaftspolitik in Deutschland“, kriti-
siert der ehemalige Ministerpräsident von
Baden-Württemberg. Auch bei Entschei-
dungen im EU-Parlament gehe es zu oft um
Ehegatte

Deal und eine Klassifizierung für nachhal-
tige Finanzprodukte“, erläuterte die MIT-
Vorsitzende, die Bundestagsabgeordnete
Gitta Connemann.

1 000 Seiten Gesetzestext
und viel Kleingedrucktes

Eine von der EU-Kommission 2018 ein-
gesetzte Expertenkommission hatte den
Auftrag, die Kriterien für nachhaltiges
Wirtschaften zu definieren. Das Regelwerk
soll für Unternehmen und Investoren künf-
tig verpflichtend sein. Es soll eine Ver-
gleichbarkeit für Anleger in grüne Invest-
ments schaffen und „Green Washing“ am
Kapitalmarkt verhindern. Unternehmen
müssen ihre wirtschaftlichen Aktivitäten in
Zukunft deshalb mit mindestens einem von
sechs Umweltzielen der EU in Einklang
bringen und dürfen keines der Ziele beein-
trächtigen.

„Gut gemeint ist nicht immer gut ge-
macht“, war das einhellige Fazit der
nsplittin

kommt“, beschreibt sie die Lage. Das Klas-
sifizierungssystem sei sehr komplex und
seine Glaubwürdigkeit schon früh beschä-
digt worden. Dazu habe die Diskussion über
die „grüne Atomkraft“ beigetragen. In der
praktischen Anwendung der Richtlinien be-
stehe die Gefahr, dass die Taxonomie die
Arbeit vieler auch kleinerer Unternehmen
beeinträchtigen werde. Den Kreditinstitu-
ten erteile man Auflagen, die nicht zu ihrem
Kerngeschäft gehörten. Die Frage werde
sein, ob in der nationalen Umsetzung noch
pragmatische Entscheidungen möglich sein
würden. Schon jetzt umfasse der Gesetzes-
text 1 000 Seiten, dazu kämen mehr als
30 000 Seiten der Ausführungsverordnun-
gen.

Inwieweit die neuen Regeln den Mittel-
stand belasten, erläuterte Stefan Karsch
Vorstandsmitglied des ZVEI e.V.. Der Ver-
band vertritt die Interessen einer Hightech-
Branche mit einem breit gefächerten, dyna-
mischen Produktportfolio. „Wir bekommen
die Auswirkungen der Taxonomie als mit-
g auf de

den ESG-Zielen und die entsprechenden
Berichtspflichten brächten erhebliche Per-
sonal- und Sachkosten mit sich. „Es geht bei
den Auswirkungen des Regelwerkes um die
Frage, wie man die Umweltziele erreichen
kann, ohne unsere Volkswirtschaft ihrer
Säulen im Mittelstand zu berauben.“
Karsch würde sich wünschen, dass Frau von
der Leyen in sein Unternehmen käme und
den Nachhaltigkeitsbericht für die Banken
schreiben müsse. „Danach würden die Re-
gelungen anders aussehen“, ist sich der
Unternehmer sicher. Die ESG-Ziele errei-
che man nicht durch Bestrafung von Unter-
nehmen, sondern durch Förderung. Des-
halb fordert Karsch den Einsatz marktwirt-
schaftlicher Instrumente mit Augenmaß.

Oettinger: Keine durch-
dachte Wirtschaftspolitik

Der ehemalige Vizepräsident der EU-
Kommission, Günther Oettinger (CDU),
sieht ein Versagen der deutschen Politik,
r Kippe

eine Anti-Industriepolitik.
Mit Andreas K. Gruber beschrieb der

Leiter Public Affairs & Nachhaltigkeit der
Deutsche Kreditbank AG die aktuellen He-
rausforderungen für die Praxis. „Viele der
bei uns vorhandenen Einlagen sind grün.
Ob sie alle den Taxonomieregelungen ent-
sprechen, ist ein anderes Thema.“ Die Idee,
über die Taxonomie Nachhaltigkeit zu för-
dern, sei an sich nicht schlecht, aber so wie
es gemacht sei, gebe es zu viele Schattensei-
ten.

Das Ziel der Nachhaltigkeit unterstützt
auch Klaus Wiener. Der CDU-Politiker ist
stellvertretendes Mitglied im Finanz- und
Wirtschaftsausschuss des Deutschen Bun-
destages. Nur der eingeschlagene Weg führt
für ihn in die Irre. Er nennt die Taxonomie
einen „Regulierungstsunami, der die Wirt-
schaft zu erdrücken droht“. Denn derart
starke staatliche Eingriffe seien mit unserer
Sozialen Marktwirtschaft schlicht und er-
greifend nicht vereinbar, so der Unions-
Politiker weiter.
Gefährdet der „European Green
Der von EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen vorangetriebene „European Green Deal“ könnte Unternehmen vor große Probleme stellen. Foto: IMAGO


